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Regierungspräfident. 


721. Statut 
für bie Darrewieſen⸗Genoſſenſchaft in Nabern im 
Kreiſe Königsberg Nm. 

8 1. Die Eigentümer der dem Meliorationsge⸗ 
biet angehörenden Grundſtücke in den Gemarkungen 
Neudamm und Nabern werden zu einer Genoſſen⸗ 
ſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke 
nach Maßgabe des Meliorationsplanes des Regie⸗ 
rungsbaumeiſters Schaefer in Frankfurt a. O. vom 
25. Februar 1908 durch Regelung der Vorflut der 
Darre zu verbeſſern. 

Auf der zum Meliorationsplane gehörenden Karte 
iſt das Meliorationsgebiet mit einer grünen Linie 
begrenzt. In den zugehörigen Verzeichniſſen ſind 
die zum Meliorationsgebiete gehörigen Grundſtücke 
nachgewieſen. 

Karte und Verzeichniſſe werden unter Bezugnahme 
auf das genehmigte Statut beglaubigt und bei der 
Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält der 
Vorſteher der Genoſſenſchaft; er hat ſie aufzubewahren 
und ſtets anf dem Laufenden zu erhalten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung der 
Auffichtsbehörde zur Prüfung durch den Meliorations⸗ 
baubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, die ſich als 
erforderlich herausſtellen, können vom Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der Beſchluß 
unterliegt der Prüfung des Melioratlonsbaubeamten 
und bedarf der Genehmigung der Auffichtebehörde. 

Vor Erteilung der Genehmigung ſind die Genoſſen 
zu hören, deren Grundſtücke durch die Veränderung 
der Anlage betroffen werden. 

2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
giparzeiotefen-@enoffenfchaft" und hat ihren Sig in 
abern 
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Andere Behörden: Gerſtenzollordnung S. 240. — Zins⸗ 
ſcheineinlöſung S. 240. 

Perſonalnachrichten, Lehrerſtellen S. 240. 

Nichtamtliches: Winterſemeſter für Landwirtſchafts⸗Stud. 
in Halle S. 240. 


$ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unterhal⸗ 
tung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von der 
Genoſſenſchaft getragen. 

Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung der 
Melioration für die einzelnen Grundſtücke erforder⸗ 
lichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung von 
Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 
und Ableitungsgräben und dergleichen, bleiben den 
betreffenden Eigentümern überlaſſen. Dieſe ſind je⸗ 
doch gehalten, die im Intereſſe der ganzen Meliora⸗ 
tion getroffenen Anordnungen des Vorſtehers bei Ver⸗ 
meidung der geſetzlichen Zwangsmittel (S 54 bes 
Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes) zu befolgen. 

9 4. Außer der Herſtellung der im Plane vor⸗ 
geſehenen gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnen⸗Ent⸗ und ⸗Bewäſſerungsanlagen 
im Meliorationsgebiete, die nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu 
vermitteln und nötigenfalls, nachdem der Plan und 
das Beitragsverhältnis von der Aufſichtsbehörde feſt⸗ 
geſtellt ſind, auf Koſten der dabei beteiligten Grund⸗ 
beſitzer durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Aufſicht des Vorſtehers. 

5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Genoſſenſchaftstechni⸗ 
kers ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 
Baupogramm aufzuſtellen, die beſonderen Pläne aus⸗ 
zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor- 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Sein 
andergreifen der Arbeiten notwendigen Maßnahmen 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten und die für Aenderungs⸗ und Ergän- 
zungsanträge, für Abſchlagszahlungen und für die 
Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

44 


231 


Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzuſchließende 
Vertrag und die Bedingungen für die etwaige Ver⸗ 
gebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zuſtim⸗ 
mung des Meliorationsbaubeamten, dem der Beginn 
der Ausführungsarbeiten rechtzeitig anzuzeigen iſt. 
Auch im übrigen hat der Vorſtand in techniſchen 
Angelegenheiten während der Bauausführung den 
Rat des Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu 
berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Meli⸗ 
orationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und hat 
feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und plan⸗ 
mäßig und mit den von der Aufſichtsbehörde genehmig⸗ 
ten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei Nach⸗ 
meſſungen erforderlich fein, jo find fie unter Leitung 
des Meliorationsbaubeamten von vereideten Techni⸗ 
kern vorzunehmen; die Koſten dieſer Aufmeſſungen 
ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

8 6. Das Verhältnis, nach dem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen 
haben, richtet ſich nach dem für die einzelnen Ge⸗ 
noſſen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden 
Vorteile. 

Dieſer Vorteil entſpricht zur Zeit dem Flächen⸗ 
inhalte der zur Genoſſenſchaft gehörenden Grund⸗ 
ſtücke. Die Genoſſenſchaftslaſten werden daher nach 
Maßgabe des Flächenraums der beteiligten Grund⸗ 
ſtücke aufgebracht. 

8 7. Die hiernach von dem Vorſtande aufzu⸗ 
ſtellende Beitragsliſte iſt vier Wochen lang zur Ein⸗ 
ſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Die Auslegung iſt vorher ortsüblich 
in den Ortskommunalverbänden, deren Bezirk ganz 
oder teilweiſe dem Genoſſenſchaftsgebiet angehört, 
bekannt zu machen. 

Ueber etwaige Abänderungsanträge, die innerhalb 
dieſer Friſt ſchriftlich beim Vorſteher anzubringen find, 
entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 

Jedem Genoſſen ſteht es zu jeder Zeit frei, mit 
der Behauptung, daß die aus dem Genoſſenſchafts⸗ 
unternehmen erwachſenden Vorteile nicht allen Grund⸗ 
ſtücken in gleichem Maße zugute kommen, zu ver⸗ 
langen, daß die Höhe ſeines Beitrags dem wirklichen 
Vorteil ſeiner Grundſtücke entſprechend feſtgeſetzt 
werde. Solche Anträge find bei dem Vorſtande an⸗ 
zubringen, gegen deſſen Entſcheidung binnen zwei 
Wochen Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig 
iſt. Dieſe entſcheidet darüber endgültig, kann aber 
vor der Entſcheidung durch Sachverſtändige, welche 
fie ernennt, im Beiſein des Antragſtellers und eines 
Vorſtandsvertreters eine Unterſuchung eintreten laſſen. 
Sind beide Teile mit dem Gutachten der Sachver⸗ 
ſtändigen einverſtanden, ſo wird die Höhe des Bei⸗ 
trages danach feſtgeſtellt. Wird eine Entſcheidung 
erforderlich, ſo trägt der unterliegende Teil die Koſten. 

§ 8. Im Falle einer Parzellierung find die Ge⸗ 
noſſenſchaftslaſten nach dem im Statute vorgeſchrie⸗ 
benen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand auf 


die Trennſtücke verhältnismäßig zu vertellen. Gegen 
die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zus 


läſſig. 
§ 9. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Beiträge 


in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 


zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei⸗ 


8 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplan in Ausſicht genom⸗ 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter⸗ 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Ge⸗ 
noſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen 
ſollte, das nach dieſem Statute zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtswegs. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten, und zwar in der Weiſe, daß für je angefan⸗ 
gene zwei Mark jährlichen Beitrags eine Stimme 
gerechnet wird. ’ 

Iſt die Höhe des Beitrags eines Genoſſen ab⸗ 
weichend von dem in § 6 beſtimmten Vorteilsmaß⸗ 
ſtabe feſtgeſetzt, ſo wird auch die Zahl der Stimmen 
dementſprechend berechnet. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und vier Wochen lang zur Einſicht der 
Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers auszulegen. 
Die Auslegung iſt vorher ortsüblich in den Ortskom⸗ 
munalverbänden, deren Bezirk ganz oder teilweiſe dem 
Genoſſenſchaftsgebiet angehört, bekannt zu machen. 

Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind an 
keine Friſt gebunden. 

Jeder Genoſſe kann ſein Stimmrecht durch einen 
anderen, mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Ge⸗ 
noſſen ausüben. 

Miteigentümer eines Grundstücks konnen ihr 
Stimmrecht nur gemeinſchaftlich ausüben. Beteiligen 
ſich nicht ſämtliche Miteigentümer an der Abſtimmung, 
ſo gelten die Nichterſchienenen oder Nichtabſtimmen⸗ 
den als den Erklärungen der Erſchlenenen zuſtim⸗ 
mend. 

In der Ausübung des Stimmrechts werden ver⸗ 
treten: 

1. Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit 

Beſchränkte durch ihren geſetzlichen Vertreter, 

2. Ehefrauen durch ihren Ehemann und 

3. juriſtiſche Perſonen durch ihre verfaſſungsmäßig 

berufenen Vertreter. 


zutreiben. 


8 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus 


a) einem Porſteher, 


„ e 
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b) einem Stellvertreter des Vorſtehers und 
drei weiteren Beiſitzern. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis er⸗ 
hält jedoch der Vorſteher eine von der Generalver⸗ 
ſammlung feſtzuſetzende jährliche Entſchädigung. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt drei ſtellver⸗ 
tretenden Beiſitzern werden von der Generalver⸗ 
ſammlung auf drei Jahre gewählt. Die Wahl des 
Vorſtehers und ſeines Stellvertreters bedarf der 
Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechts befugte Vertreter eines Ge⸗ 
noſſen, der im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie der 
ſtellvertretenden Beifiger erfolgt in getrennten Wahl⸗ 
handlungen für jede Stelle. Jeder Wähler hat dem 
Leiter der Generalverſammlung mündlich und zu 
Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme geben 
will. Erhält im erſten Wahlgang eine Perſon nicht 
mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, ſo 
erfolgt eine engere Wahl zwiſchen den beiden Per⸗ 
ſonen, die die meiſten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmgleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden 
zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein Wider⸗ 
ſpruch erfolgt. Die Ausſcheidenden bleiben bis zur 
Einführung der neugewählten Mitglieder im Amte. 

§ 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ 
forderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter An⸗ 
gabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen und 
daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei 
Drittel der Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer 
am Erſcheinen verhinderk iſt, hat dies unverzüglich 
dem Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen 
ſtellvertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit zum 
zweiten Male zur Beratung über denſelben Gegen⸗ 
ſtand zuſammenberufen werden, ſo ſind die erſchie⸗ 
nenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl be⸗ 
ſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung ſoll 
auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen wer⸗ 
den. 

8 14. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtand oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller Angele⸗ 
genheiten der Genoſſenſchaft. 


Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft her⸗ 
zuſtellenden Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Meliorationsplane zu veranlaſſen und zu be⸗ 
aufſichtigen; 

b) über die Unterhaltung der Anlagen ſowie über 
die Wäſſerung, die Grabenräumung und die 
Nutzung, Beackerung und Bepflanzung der an 
die Gräben auſtoßenden Grundſtücksſtreifen, die 
Heuwerbung, die Hütung auf den Wieſen und 
dergleichen mit Zuſtimmung des Vorſtandes die 
nötigen Anordnungen zu treffen und die etwa 
erforderlichen Ausfuͤhrungsvorſchriften zu erlaſſen; 

c) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidieren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beaufſichti⸗ 
gen und die Unterhaltung der Anlagen zu über⸗ 


wachen; 

1) die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und ihre Urkunden zu unterzeichnen. Zur Ab⸗ 
ſchließung von Verträgen hat er die Genehmi⸗ 
gung des Vorſtandes einzuholen. Zur Gültig⸗ 
keit der Verträge iſt dieſe Genehmigung nicht 
erforderlich; 

8) die nach Maßgabe des Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feitgefeßten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von dreißig Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, 
ſowie Koſten (88 7 und 19) zur Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe einzuziehen. 

§ 15. Die genoſſenſchaftlichen und die in 8 4 
Abſ. 1 bezeichneten Anlagen werden nach der Fertig: 
ſtellung in regelmäßige Schau genommen, die jähr⸗ 
lich zweimal, im Frühjahr und im Herbſte, ſtattzu⸗ 
finden hat. Der Schautermin wird nach Benehmen 
mit der Aufſichtsbehörde und dem Meliorationsbau⸗ 
beamten von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen 
vorher anberaumt und auf ortsübliche Weiſe recht⸗ 
zeitig bekannt gemacht. Der Vorſteher leitet die 
Schau. Die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu 
einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an der 
Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Proto⸗ 
kolle, für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu 
ſorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt 
befugt, die Arbeiten, die nach techniſchem Ermeſſen 
zur Unterhaltung der der Schau unterliegenden An⸗ 
lagen notwendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten 
der Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen ſolche Anordnungen der Aufſichts⸗ 
behörde entſcheidet der Regierungspräſident endgüllig. 
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8 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtand auf drei Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jeder⸗ 
zeit die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung 
des Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewähren⸗ 

den Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 

vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 

§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, die auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmung eine vorläufige Stimm⸗ 
liſte nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters 
des Genoſſenſchaftsgebiets aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen un (S 60 des Waſſer⸗ 
genoſſenſchaftsgeſetzes) durch den Vorſtand, im übrigen 
aber durch den Vorſteher, und zwar mindeſtens alle 
fünf Jahre, zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ortsübliche Bekannt⸗ 
machung in den Ortskommunalverbänden, deren Bezirk 
dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz oder teilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung muß 
ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſtitz. 

8 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über etwaige, auf beſonderen Rechtstiteln beruh⸗ 
ende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, die die 
gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft oder 
die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchie⸗ 
den, ſoweit nicht nach dem Statut oder nach geſetz⸗ 
licher Vorſchrift eine andere Stelle zur Entſcheidung 
berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, ſo⸗ 
fern nicht eine andere Behörde ausſchließlich zu: 
ſtändig iſt, jedem Teile die Anrufung der Entſchel⸗ 


dung eines Schiedsgerichts frei, die binnen zwei 


Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 
gerechnet, ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet 


werden muß. Die Koſten dieſes Verfahrens ſind 


dem unterliegenden Teile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Auffichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beifigern. Dieſe werden nebſt zwei Stellvertretern 
von der Generalverſammlung nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar iſt jeder, 
ber in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffent⸗ 
lichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied 
der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, fo tft der Erfagmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu be⸗ 
ſtimmen. 

§ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter ihrem Namen (8 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Königsberg Nm. aufgenommen, ſo⸗ 
fern nicht die ortsübliche Bekanntmachung allein 
durch dieſes Statut vorgeſchrieben iſt. 

§ 21. Soweit als die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer dem § 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung be⸗ 
ruht, kann ſie auch im Wege der Vereinbarung auf 
den Antrag des Aufzunehmenden durch Vorſtandsbe⸗ 
ſchluß erfolgen. Der Beſchluß bedarf der Zuſtim⸗ 
mung der Aufſichtsbehörde. 

Vorſtehendes Statut, dem die Beteiligten zuge⸗ 
ſtimmt haben, wird auf Grund der $$ 57 und 82 
des Geſetzes betreffend die Bildung von Waſſerge⸗ 
noſſenſchaften vom 1. April 1879 genehmigt. 

Berlin, den 17. Auguſt 1909. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen u. Forſten. 
Im Auftrage: Engelhard. 


Veröffentlicht 

Frankfurt a. O., den 28. Auguſt 1909. 
(1 W. 1117.) Der Retzlerungspräſident. 
722. Den Herren Landräten mache ich im 
Auftrage des Herrn Miniſters die genaue Beachtung 
des Miniſterlalerlaſſes vom 17. Dezember 1896 
— IM. 4064 — mitgeteilt 31. 12. 96 — IM. 
1547 — betreffend ihre Vertretung bei den Muſte⸗ 
rungs⸗ und Aushebungsgeſchäften durch die Kreis: 
ſekretäre, zur Pflicht. 

Frankfurt a. O., den 27. Auguſt 1909. 
(! M. 1616.) Der Regierungspräſident. 
723. Bezugnehmend auf meine Verfügung vom 
4. 9. 08. IM 2286 betreffend den freihändigen Ankauf 
der Biwaksbedürfniſſe durch die Truppen, telle ich mit, 
daß der Herr Kriegsminiſter die Königlichen General- 
kommandos veranlaßt hat, darauf hinzuwirken, daß 
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die landwirtſchaftlichen Vereine in den Gegenden, 
in denen Manöver ſtattfinden, alljährlich kurz vor 
dem Beginn der Uebungen durch Vermittelung der 
Landwirtſchaftskammern auf das neue Verfahren 
aufmerkſam gemacht werden. Hierdurch wird, da 
eine vorherige genauere Bekanntgabe des Bedarfs 
und der in Frage kommenden Ortſchaften nicht an⸗ 
gängig it, wenigſtens eine allgemeine Vorbereitung 
der Beteiligten erreicht werden. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen die Beteiligten hier von benachrichtigen. 

Frankfurt a. O., den 2. September 1909. 
(I. M. 1634.) Der Regierungspräfident. 
724 In weiten Kreiſen haben anſcheinend die in 
dem Reichsgeſetz vom 30. Mal 1908 (RG Bl. S. 314) 
gegebenen Vorſchriften zum Schutze der Vögel noch 
wenig Beachtung gefunden. Namentlich werden die 
von dem Geſeß geſchützten Turmfalken, Buſſarde 
und Eulen (mit Ausnahme der Uhus) häufig unter⸗ 
ſchiedslos mit den übrigen Raubvögeln verfolgt. 
Ferner pflegen von den Jagdberechtigten bei der 
Verfolgung wirklich oder vermeintlich ſchädlicher 
Vögel oft die durch das Geſetz vorgeſchriebenen 
Schonzeiten nicht innegehalten zu werden. Dabei 
{ft zu beachten, daß z. Zt. der Bezirksaus ſchuß von 
den Befugniſſen des § 5 Abſ. 1 des Geſetzes (Ab: 
ſchuß jagdſchädlicher Vögel) keinen Gebrauch ger 
macht hat, und daher die Vorſchriften des Reichs⸗ 
geſetzes vom 30. Mal 1908 volle Geltung haben. 

Die Herren Landräte und Ober bürger⸗ 
meiſter erſuche ich, die Jagd⸗ und Flſchereiberech⸗ 
tigten und die Polizeibeamten auf dieſe Schutzvor⸗ 
ſchriften erneut aufmerkſam zu machen. Auch weiſe 
ich auf eine Anregung der Landwirtſchaftskammer 
hin, daß durch Anpflanzung und zweckmäßige Behand⸗ 
lung von Hecken, namentlich an Chauſſeen, Wegen 
und Bahndämmen eine erheblicke Verbeſſerung in 
den Lebensbedingungen für die Vogelwelt erzielt 
werden könne. 

Frankfurt a. O., den 30. Auguſt 1909. 
I Bg. 4655. Der Regierungspräſident. 


725. Die Schiffahrt iſt bei km 17,2 der Drage vom 
17. bis 20. September geſperrt. 

Frankfurt a. O., den 2. September 1909. 
(I. B. 48. 13.) Der Reglerungspräſident. 
726. Gemäß 8 37 Abſ. I Ziffer 3 und II der 
Polizeiverordnung des Herrn Oberpräſidenten vom 
8. Mai 1908 (Reg⸗Amtsbl. S. 116) ernenne ich 
die Ingenieure vom Märkiſchen Dampfkeſſel⸗Ueber⸗ 
wachungsverein zu Frankfurt a. O. W. Althoff 
hier, P. Schaaf und J. Ruffmaun in Cottbus 
und P. Zemke in Landsberg a. W. zu Sachver⸗ 
ſtändigen für die Abnahme und Prüfung von Auf⸗ 
zügen (Fahrſtühlen) im diesfeitigen Regierungsbezirke. 

Frankfurt a. O., den 31. Auguſt 1909. 
(I Bg. 4724.) Der Negterungspräfitent. 
727. Der Beginn des vächſten Kurſus zur Aus: 
bildung von Lehrſchmiedemeiſtern an der Lehrſchmiede 
zu Charlottenburg tt auf Montag den 6. De⸗ 
zember 1909 feſigeſetzt. Anmeldungen find zu 


richten an den Direktor des Inſtituts, Stabsveterinär 


a. D. Brand, zu Charlottenburg, Spreeſtraße 58. 
Frankfurt a. O., den 21. Auguſt 1909. 
I Bg. 4619. Der Regierungspräfident. 
728. Die auf den 14. und 15. September d. Is. 
feſtgeſetzten Vieh-, Pferde⸗ und Schweine⸗, bezw. 
Krammärkte in Neuwedell ſind auf den 21. und 22. 
September 1909 verlegt worden. 
Frankfurt a. O., den 30. Auguſt 1909. 
(Bg. 4726.) Der Regierungspräſident 


729. Auf die kürzlich erſchlenene Schrift „Sozialer 
Krieg und Friede“ von Georg Evert, Berlin 
1909 bei Mittler u. Sohn (Bezugspreis einzeln 
1,25 M., von 100 Exemplaren an je 1 M., von 
500 Exemplaren an je 85 Pf., von 1000 Exem⸗ 
plaren an je 70 Pf.), in der eine kurze und treffende 
Ueberſicht der ſozialen Errungenſchaften und Kämpfe 
unſerer Zeit geboten wird, mache ich alle intereſſierten 
Kreiſe aufmerkſam. 
Frankfurt a. O., den 28. Auguſt 1909. 
(I. Bg. 4704.) Der Regierungspräſident. 


730. Nachweiſung der im II. Quartal 1909 landesherrlich genehmigten Zuwendungen an juriſtiſche 


Perſonen im Regierungsbezirke Frankſurt a. O 


Lau⸗ Der Del — Bezeichnung Gegenſtand Zweckbeſtimmung, 
fende der bedachten juriſtiſchenn und Wert der a ae 1 g 
Nr. Name und Stand Wohnort Perſon Zuwendung en 3, erfolg 
1 2 3 1 5 6 

Kaufmannswitwe Berlin | Armenſtiftung der] 22800 Mark Ohne beſondere 
Auguſte Gramſch Geſchwiſter Paul, Io: Zweckoeſtimmung 

geb. Rabiger hannes und Hedwig 

(verſtorben) Gramſch in Schwie⸗ 

bus. 


Frankfurt a. O., den 3. September 1909. 
J. C. 1618. 


Der Regierungspräſident. 
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73. Nachweiſung der Dr Durchſchnitts⸗Markt⸗ und 


Futter⸗ 


= Hauptmarktorte Weizen Roggen a Hafer 

E erſte 

& | und reife, für welche die 

2 Preiſe gelten © Br“ 85 1 | Else | 7 | 
5 3 5 & 

5 2 1 SIEHT SEIN SERIE IE IE S 
2 — — 


1316104115181 


Calau, Spremberg, Sorau, 
Forſt, Guben, Cottbus. 
! ne 22066—— 2002516067 —f680ʃL6 100 — 
Croſſen. I 
3 ＋32 8 2075202501725 16750165017 371689 160251659 157515½25019 ee 
Königsberg Nm. und Soldin 
4. Frankfurt a. a. DH. 2363230132263 A 16180111613811713811619411161501151251114175 1425118153111 8|—1117 [23 
Franifurt a. O., Weſtſternberg. 
Fürſtenwalde Be = 2 rd 5 2 — 5 23117110) a I HI I —11161501115150}181931118 jun 95 
Lebus. 
Landsberg a. W. — 1 —— 65 17 TTT 081] 116135jjt 15180117177117|321116190 
Arnswalde, Friedeberg Nm., 
Landsberg a. W. 
7. [ Iübben - A iNN — 2 4 (— f — 16 
e Luckau. 


et 


Mehl 


Oſtſternberg. 


Hauptmarktorte 


(Kreiſe, wie in vorſtehender Nach⸗ 
weiſung angegeben) 


brot mit] Kaden- 
brot Zusatz 8 
(Sem⸗J von 
im Großhandel] im Kleinhandel mel) ger 


Weizen Noggen⸗ Weizen Roggen⸗ 


Laufende Nummer 


1. 
2 
3. 
4. 
. 
2 
8. 
E Hauptmarktorte 

(Kreiſe, wie in vor⸗⸗ Groß.. er 

Rücken S 
2 Rea Er een Rente Bug weng ect Bug Irene] Bug baue 8275 inland, ger. 
[ argegeber) 100 e Es toſtet je 1 kg in der erſten Hälfte m Monats a 
d 2 7 7 2 9 Mb 2 

1. Cottbus 135 241 #27 0% 1 A A 9 4 A 3 2 AB — [70 
2. Croſſen — 155 1 40 L200 % 1 20|1|60) 1 10|1|55] 1140| — 180) 1168 2 — — — 

Cüſtrinn III T 70 Te Tee Lech e ee ee seg 50.2 —— 75 
4. Frankfurt a. O. 113 6 LA 1 c 1155111801 1.180) 160) es! e 
5.JFürſtenwalde 120 1 80 1 60 1 20 T0 1160| T0 1180| Le 1 1501 — 1801 1 60 2 80,1 80 — 55 
6. Landsberg a. W. 102 1 60 1 40 1 20 Le T 60 11601 1150] 1 160 160 — 80 T 6c 050 
7. Lübben 120 1 70 T 60 T 400 Te 1 160] 1 600 T0 1 7001 560 I |— 70,3 — Fl = 
8. Jüllichan 105 T 600 1180 1 120] T 80) 1120| 1160 150 T 800 1 40 — 801 1 |601 2 1801 1 0 — I— 
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Laden⸗Preiſe für den Monat Auguſt 1909. 


Huülſenfrüchte u Ehtartoffen r Stroh 
im Groß | im Klein⸗ E75 
im eue a ae handel handel 2 
25 | — — 2 8 8 2 & 
SS 52  |S852 S 232 | 3 al 
EHE e IE ACH EEE EN 
8-5 J 3 & S 
(0) 9 ! . 
Es koſten a, 

e 1 k je 100 kg Eg IGS Ii ter 

A e c c i 3 113 J IH % . Ac c g 
3705003705037 — 40 Sr 793 4115| 3109| 2250 3 1901—|18] Cottbus 


2 N »> 2-7 7 u 5 8 25 = Ei 7 2 >] 3 BE: Croſſen 


2 2 7 3 PR Cüſtrin 


Frankfurt a. D. 


ar = 38 Far 25 — 9 4 A 60 >] EIN) 
E 10 5 


* 4 . 


2860 5 Br 180 Fürftenwade 


35.— 60 4 60 —15/ Landsberg a. W. 


Lübben 


di 4 FT 


Buchs 
weizen⸗ Hafer? Gersten, Hu Backobſt Rafe Zucker | Speiſe⸗ 
e 
au (gemiſcht)  ———T——— (harter) | ſalz 
unge⸗ 
au brannt Srannt | 


E le je 1 Kilogramm 


| Hammel 5 
im Kleinhandel 


. 2 2 2 | Rüden. 
Bauch] Keule | Bug [ee | Bug Keule Bug 8 8 fett (fr.) 
Es koſtet je 1 kg in der zweiten Hälfte des Monats 
„e 5 % 
5 45 10) 1 
60 50 600 1 
60 6 85 1 
6 60 — 65 A 
60 50 80 1 
801 1 |701— 80 1 
8 7) — 1 1 
5 500 1 
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732. Nachweiſung der Durchſchnittspreiſe mit 
fünf vom Hundert Aufſchlag für guten Hafer, Heu 
und Richtſtroh für den Monat Auguft 1909. 


8 Durchſchnittspreis 

5 Seren für 50 Kilogramm 

& und Kreiſe, . Ti 

5 iſe gelten guten Heu Nicht 

55 i die eee Haferſaltes neues ſtroh 
Ac e e 

1.] Cottbus 101121—|—|| 432 226 


Cottbus Stadt und Land, 
Guben Stadt und Land, 
Sorau, Forſt N.⸗L. Stadt, 
Calau, Lübben, Sprem⸗ 
berg, Luckau. 


3. Frankfurt a. S. 970 407% —— 2468 
Frankfurt a. O. Stadt, 
Meft-Sternberg. 

4.] Fürſtenwalde 
Lebus. 


5. Landsberg a. W. 
Landsberg Stadt und 
Land, Arnswalde, Friede⸗ 
berg Nm. 


6. Züllichen 9411 420 4 
Croſſen a. O., Oſt⸗Stern⸗ 
berg, Züllichau. 

Frankfurt a. O., den 30. Auguſt 1909. 
Der Regierungspräſident. 
Andere Behörden. 

733. Die neue Gerſtenzollordnung (Beſchluß des 

Bundesrats vom 27. Juli d. Js.) tritt mit dem 

1. September d. Is. in Wirkſamkeit und kann bei 

den Amtsſtellen meines Verwaltungsbezirks während 

der Dienſtſtunden eingeſehen werden. 
Berlin, den 2. September 1909. 
Die Oberzolldirektion. 

734. Die Rentenbankkaſſe — Kloſterſtraße 76 I 

hierſelbſt — wird 

a) die am 1. Oktober d. Js. fälligen Zinsſcheine 
der Rentenbriefe aller Provinzen vom 18. bis 
24. September d. Js., 
b) die ausgeloſten, am 1. Oktober d. Is. fälligen 
Rentenbriefe aller Provinzen von 21. bis 
24. September d. Js. 
einlöſen und demnächſt vom 1. Oktober d. Is. ab 
mit der Einlöſung fortfahren. 
Berlin, den 25. Auguſt 1909. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Perſonalnachrichten. 

735. Der Waſſerbauinſpektor Schmitz iſt mit 

der Verwaltung des Waſſerbaukreiſes Landsberg a. W. 

betraut worden. 

736. Es find ernannt worden: zu Amtsvorſtehern 

1. der Amtmann Nix zu Guben für den Amts⸗ 


bezirk 11 Canig im Kreiſe Guben, der Amtsrat 

Richard Cochins zu Schlaben für den Amtsbezirk 

4 Neuzelle im Kreiſe Guben, 3. der Kgl. Amtsrat 

Mattheus zu Cloſſow für den Amtsbezirk 36 

Voigtsdorf Cloſſow im Kreiſe Königsberg Nm., 

4. der Gute⸗ und Bergwerksbeſitzer von Dobſchütz 

zu Döbern für den Amtsbezirk 6 Döbern im Kreiſe 

Sorau, 5. der Direktor Sophus Buchner zu Groß⸗ 

Kölzig für den Amte bezirk 8 Groß⸗Kölzig im Kreiſe 

Sorau; zu Amtsvorfteherftellvertretern: 1. der Kauf⸗ 

mann Karl Warnatſch zu Schlaben für den Amts⸗ 

bezirk 4 Neuzelle im Kreiſe Guben, 2. der Kgl. 

Domänenpächter Brandes zu Dürren⸗ Selchow 

für den Amtoebezirk 16 Grüneberg⸗Selchow im 

Kreiſe Königsberg Nm, 3. der Gemeindevorſteher 

Paulig zu Döbern für den Amtebezirk 6 Döbern 

im Kreiſe Sorau, 4. der Gemeindevorſteher Za⸗ 

robau zu Groß⸗Kölzig für den Amtsbezirk 8 Groß⸗ 

Kölzig im Kreiſe Sorau, 5. der Gemeindevorſteher 

Krollig zu Hornow für den Amtsbezirk 2 Hornow 

im Kreiſe Spremberg. 

Lehrerſtellen. 

737. Zum 1. Oktober 1909. Kreis Croſſen: 

Sommerfeld, Lehrerinſt. an der Mädchenvolkeſchule. 

Kreis Luckau: Ponsdorf, L. Kreis Sorau: Jocks⸗ 

dorf bei Forſt, L. Kreis Spremberg: Großbuckow, 

2. L. Kreis Züllichau, Gräditz, L. Zum 1. De⸗ 

zember 1909. Kreis Oſtſternberg, Schönow, K. u. L., 

Kreis Soldin, Kleinlatzkow, K. u. L. 

Bewerbungen find an die Königliche Regierung 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 
738. An der hieſigen Stadtſchule wird am 1. Ok⸗ 
tober eine Lehrerſtelle frei. Erwünſcht iſt, daß 
Bewerber im Orgelſpiel vorgebildet ſind und Geſang⸗ 
unterricht geben können. Einkommen 14001900 
＋280 Mark. Buckow tft Bader und Kurort und 
hat über 6000 Kurgäſte und 40,000 Touriſten 
jährlich, iſt alſo ein angenehmer Wohno.t. Bewer⸗ 
bungen find der Eile wegen an uns einzureichen. 

Buckow, den 3. September 1909. 

Der Magiſtrat. Rhoeſa, Bürgermeiſter. 
Nichtamtliches. 

739. Die Vorleſungen für das Winter⸗Semeſter 

1909/10 beginnen am 26. Oktober. Das Pogramm 

für das Studium der Landwirtſchaft an hieſiger 

Univerſität, ſowie der ſpezielle Lehrplan für das 

kommende Semeſter ſind durch das Sekretariat des 

landwirtſchaftlichen Inſtituts, L. Wuchererſtraße 2 zu 
beziehen. Nähere Auskunft erteilen die Unterzeich⸗ 
neten. 

Halle a. S., im Auguſt 1909. 

Wirklicher Geheimer Rat Prof. Dr. Julius Kühn, 
Direktor des landw. Inſtituts der Univerfität. 
Geh. Regier. Rat Prof. Dr. Wo hltmann, 

ſtello. Direktor des landw. Inſtiluts. 


Kedigiert im Bureau der Königl. Reglerung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Königl. Oofbuchdruckerei Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


